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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
3 StR 521/19 

vom 

27. November 2019 

in der Strafsache 

gegen 

 

wegen bewaffneten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln u.a. 

Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesanwalts 
und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 27. November 2019 einstimmig be-
schlossen: 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts  

Aurich vom 4. Juli 2019 wird als unbegründet verworfen, da die Nach-

prüfung des Urteils auf Grund der Revisionsrechtfertigung keinen 

durchgreifenden Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben 

hat (§ 349 Abs. 2 StPO). 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels zu tragen. 
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Ergänzend bemerkt der Senat: 

Das Landgericht, das die Einzelstrafen für die unter den Ziffern II.1 bis 3 fest-

gestellten Taten dem gemäß § 31 BtMG, § 49 Abs. 1 StGB gemilderten Strafrahmen 

des § 29a Abs. 1 BtMG entnommen hat, hat bei der Bemessung der Einzelstrafen 

den "vertypten" Strafmilderungsgrund[es] des § 31 BtMG als solchen" unberücksich-

tigt gelassen, da "die ihn begründenden Umstände […] bereits zur Verschiebung der 

Strafrahmen geführt haben und deshalb keine Bedeutung mehr für die Höhe der 

Strafe zu entfalten vermögen". 

Dies erweist sich als rechtsfehlerhaft. Die Strafrahmenverschiebung nach § 31 

BtMG, § 49 Abs. 1 StGB führt nicht dazu, dass die ihr zugrunde liegenden Umstände 

nicht mehr bei der Strafzumessung im engeren Sinn berücksichtigt werden dürfen; 

vielmehr müssen diese Umstände - wenn auch gegebenenfalls mit geringerem Ge-

wicht - bei der Bemessung der Strafe (erneut) zugunsten des Angeklagten eingestellt 

werden (KPV BtMG/Patzak, 9. Aufl., § 31 Rn. 85; Weber, BtMG, 5. Aufl., § 31 

Rn. 185 u. 219 f.; vgl. auch BGH, Beschlüsse vom 13. März 2014 - 2 StR 4/14, 

BGHR StGB § 56 Abs. 2 Gesamtwürdigung, unzureichende 10; vom 27. Juli 1987  

- 3 StR 308/87, BGHR StGB § 46 Abs. 2 Gesamtbewertung 2; vom 11. März 1987  

- 2 StR 50/87, BGHR StGB § 46 Abs. 2 Gesamtbewertung 1). 

Das angefochtene Urteil beruht jedoch nicht auf diesem Rechtsfehler, denn es 

ist mit Blick auf die übrigen, insbesondere zahlreichen gegen den Angeklagten spre-

chenden Strafzumessungsgesichtspunkte auszuschließen, dass das Landgericht bei  
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zutreffender Berücksichtigung der Aufklärungshilfe im Rahmen der Gesamtbetrach-

tung aller für und gegen den Angeklagten sprechenden Umstände auf geringere Ein-

zelstrafen erkannt hätte. 

Schäfer Gericke Wimmer 

 Hoch Erbguth 

 

Vorinstanz: 

Aurich, LG, 04.07.2019 - 510 Js 2333/18 11 KLs 1/19 


